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Die Freien Berufe werden gemeinhin in ihrer Bedeutung
unterschätzt. Apotheker, Ärzte, Architekten, Ingenieure,
Kulturschaffende, Rechtsanwälte, Steuerberater usw.
sind unter dem Dach „freiberuflich tätig“ zu fassen aber
die Vertretung deren Interessen gestaltet sich oftmals
schwierig, auch weil in der Politik genug die herausragen-
de Rolle dieser Berufsgruppen für unsere Wirtschaft und
deren hohe Verantwortung für Allgemeingüter wie Qua-
litätssicherung, Rechtssicherheit, technische Sicherheit
und Verbrauchschutz nicht ausreichend bekannt ist.

Freiberuflich Tätige sind klassische Selbständige, die mit
Ihren Dienstleitungen viele Millionen Arbeitsplätze gene-
rieren. Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der
CDU sieht sich auch als deren Anwalt in der Politik. Die
Risiken von wirtschaftlicher Selbständigkeit und betrieb-
licher Verantwortung gehen bei den Freien Berufen ein-
her mit einer hohen Gemeinwohlverpflichtung in ver-
schiedensten Bereichen und damit auch mit Regulierun-
gen durch den Staat.

Diese Regulierungen und Beschränkungen bedürfen ei-
nes sinnvollen Ausgleiches zwischen Freiheit des Berufes
und Sicherheit sowohl für die Freiberufler selbst als auch
für deren Kunden. In diesem Spagat zwischen Freiheit
und Sicherheit steht die MIT NRW an der Seite der über
200.000 Freiberufler in Nordrhein-Westfalen und deren
fast 700.000 Mitarbeitern.

Mit dem Beschluss „Freie Berufe in NRW“ legt die Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU NRW eine
geschlossene und eingängige Positionierung in Bezug auf
die Rolle und die Zukunftsfähigkeit der freien Berufe vor.
Das im Rahmen der 12. Landesdelegiertenversammlung
im münsterländischen Rheine beschlossene Papier wur-
de von den hunderten Delegierten auch mit prominenten
politischen Gästen, u.a. dem hessischen Ministerpräsi-
denten Roland Koch, dem NRW-Arbeits- und Sozialminis-
ter Karl-Josef Laumann, der NRW-Wirtschaftsministerin
Christa Thoben, dem Minister für Bauen und Verkehr
NRW, Lutz Lienenkämper, sowie natürlich mit dem Par-
lamentarischen Staatssekretär im BMWi und MIT-Lan-
desvorsitzenden Hartmut Schauerte diskutiert.

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSVEREINIGUNG
DER CDU NRWMIT
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Beschluss
„Freie Berufe in NRW“ vom 12. September 2009
Starker Mittelstand – Starkes Deutschland

frieden. Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer sorgen dafür, dass Bürger, Unter-
nehmer und Staat ein geordnetes finanzi-
elles Miteinander pflegen. Die Freien Kul-
turberufe prägen das gesellschaftliche
Leben schlechthin.

Artikel 28 der Landesverfassung schreibt
die Förderung der Freien Berufe als Ver-
fassungsziel fest. Dies wird auch in der
Regierungserklärung vom 13. Juli 2005 in
vielfältiger Weise deutlich. Dort sind um-
fassend Zielsetzungen formuliert, die
Wirtschaft und Freie Berufe unterstützen
und in ihrer Bedeutung würdigen.

I. Vorbemerkung

Die Freien Berufe sind Dienstleister im öf-
fentlichen Interesse. Sie tragen zur Ent-
wicklung und Sicherung unseres Gemein-
wesens bei und versorgen die Bevölkerung
mit notwendigen und hochwertigen
Dienstleistungen. In den vergangenen Jah-
ren haben die Freien Berufe bewiesen, dass
sie mit Eigeninitiative und Flexibilität, auf
eigenes Risiko und ohne wesentliche För-
dergelder oder Hilfen des Staates hoch
qualifizierte Dienstleistungen organisieren
und flächendeckend anbieten können. Da-
mit haben die Freien Berufe ihre bedeuten-
de und wachsende gesellschaftliche und
wirtschaftliche Rolle gefestigt.

Dem trägt auch die Verfassung des Lan-
des NRW im Abschnitt „Arbeit, Wirtschaft
und Umwelt“ in Artikel 28 Satz 1 Rech-
nung: „Die Klein- und Mittelbetriebe in
Landwirtschaft, Handwerk, Handel und
Gewerbe und die Freien Berufe sind zu
fördern.“ Diese Aussage kann nicht zu-
letzt aus den klaren gesellschaftlichen
Aufträgen der Freien Berufe abgeleitet
werden: Apotheker und Ärzte stellen die
gesundheitliche Versorgung sicher. Öf-
fentlich bestellte Vermessungsingenieure
sichern die Rechte an Grund und Boden
durch exakte Vermessung. Ingenieure
und Architekten nehmen ihre Verantwor-
tung für die Sicherheit und Ästhetik der
Gebäude, der Infrastruktur und der Land-
schaft wahr. Als unabhängiges Organ der
Rechtspflege dienen Anwälte dem Rechts-

II. Wirtschaftliche Bedeutung

a) In Deutschland
Die Freien Berufe in Deutschland sind ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Beim Ver-
gleich der Entwicklungsdynamik selbst-
ständiger Unternehmen weisen die Freien
Berufe die mit Abstand stärkste Wachs-
tumsdynamik auf. Die Freien Berufe schaf-
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fen viele Arbeits- und Ausbildungsplätze.
So kommen auf jeden Selbstständigen in
den Freien de Berufen drei weitere Er-
werbstätige.

Insgesamt sind rund 4 Millionen Men-
schen in Deutschland im Bereich der Frei-
en Berufe tätig. Umsatzpflichtige Unter-
nehmen (ohne umsatzsteuerfreie heilbe-
rufliche Leistungen) in Berufszweigen,
deren Betriebe in den Kammern der frei-
en Berufe organisiert sind, erzielten im
Jahr 2006 einen Umsatz von 116 Milliarden
Euro (Umsatzsteuerstatistik). Bei insge-
samt 275.000,– betrachteten Fällen ent-
spricht dies einem Durchschnittsumsatz
von 420.000,– Euro.

Die Freien Berufe verändern sich durch
die wirtschaftliche und technologische
Entwicklung und die Entwicklung neuer
Tätigkeiten ständig, vor allem in den soge-
nannten Kulturberufen und den informa-
tions- und kommunikationstechnischen
Berufen. So haben sich im Wirtschaftsle-
ben rund 200 bis 250 Berufsbezeichnun-
gen/Berufstätigkeiten herausgebildet,
die freiberuflich ausgeübt werden.

b) In unserem Bundland
Mehr als 800.000 Menschen in NRW ar-
beiten in den Freien Berufen. Damit stel-
len die Freien Berufe rund 10,3 % aller Er-
werbstätigen. Die Zahl der Selbstständi-
gen in den Freien Berufen in NRW ist in
der Zeit von 1970 bis 2007 von 64.000 auf
193.000 gestiegen.

2008 hat erstmals die Zahl der Selbststän-
digen in den Freien Berufen in NRW die
Marke von 200.000 überschritten. Damit
legen die Freien Berufe ein deutlich höheres
Wachstumstempo vor als andere Branchen:
Während die Zahl der Selbstständigen ins-
gesamt in der Zeit von 1970 bis 2007 von
824.000 auf 661.000 um rund 20 % gesun-
ken ist, haben die Freien Berufe in diesem
Zeitraum um mehr als 200 % zugelegt.

Das gilt auch für deren sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Zwischen
1991 und 2007 können die Freien Berufe
einen Anstieg von etwa 273.000 auf gut
578.000 verzeichnen. Dies entspricht ei-
nem Zuwachs um mehr als 111 %. Es wird
deutlich: Die Freien Berufe zählen zu den
wichtigsten wirtschaftlichen Wachstums-
feldern in NRW.

III. Wirtschaftliche Situation

Die wirtschaftliche Situation der Freibe-
rufler ist äußerst heterogen. Die komple-
xen Marktanforderungen an Büros, Pra-
xen, Kanzleien oder Apotheken der Freien
Berufe werden mit sehr unterschiedli-
chem Erfolg bewältigt. Im Vergleich zu
kleineren Büros, Kanzleien und Praxen
agiert ein deutlich höherer Anteil der
mittleren und größeren Unternehmen
wirtschaftlich sehr erfolgreich am Markt.
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Demgegenüber befinden sich insbeson-
dere kleine Einheiten oftmals in einer
wirtschaftlich bedenklichen Situation.

Dies ist teilweise eine Folge des Struktur-
wandels der Märkte, teilweise aber auch die
Folge einer sehr hohen Versorgungsdichte
in der Bundesrepublik und partiell eben
auch die Folge nicht auskömmlicher Hono-
rare. Zukunftsaufgabe wird es sein, die Rah-
menbedingungen für die Freien Berufe
richtig zu setzen und die Unternehmen der
Freiberufler ohne staatliche Subventionen
mit der Folge von Wettbewerbsverzerrun-
gen strategisch neu auszurichten, sodass
sie auch in wirtschaftlicher Hinsicht nach-
haltig überlebensfähig sind.

IV. Zukunftsaufgaben

Die Freien Berufe sind zwar vorwiegend auf
den regionalen Markt angewiesen, aber wie
jedes andere Unternehmen in NRW sehen
auch sie sich – insbesondere in den techni-
schen Disziplinen – durch die zunehmende
Globalisierung mit einem rapiden Wandel
und immer neuen Herausforderungen kon-
frontiert. Die wachsende Internationalisie-
rung unserer Märkte fordert eben auch die
Freien Berufe immer stärker dazu auf, sich
international aufzustellen bzw. zu organi-
sieren. Die Vernetzung der Kapitalmärkte,
die schnelle Verbreitung des technologi-
schen Know-hows und die wachsende Be-
deutung der Kommunikations- und Infor-
mationstechnologien machen es notwen-
dig, Antworten auf diese wachsenden Her-
ausforderungen zu finden. Besonders die
wirtschafts- und technologieorientierten
Freien Berufe sind dabei in der Lage, ihre
Vertrauensposition für die Wirtschaft nicht
nur im Inland, sondern auch im Ausland
auszufüllen.

a) Der Wirtschaftskrise begegnen – jetzt
bestmögliche Rahmenbedingungen
schaffen!

Schon in der Koalitionsvereinbarung 2005
verpflichteten sich CDU und FDP: Wir rü-
cken den Mittelstand in das Zentrum der
Wirtschaftspolitik. Angesichts der heutigen
Finanz- und Wirtschaftskrise stehen Wirt-
schaft und Freie Berufe vor seit Jahrzehn-
ten unbekannten Herausforderungen. Wir
wollen, dass Wirtschaft und Freie Berufe
die Krise als Chance begreifen und gestärkt
aus ihr hervorgehen. Dabei wird es darauf
ankommen, die Unternehmen auf diesem
Weg durch bestmögliche, gesellschaftlich
verträgliche Rahmenbedingungen zu be-
gleiten und zum Erfolg zu führen.

Was für Industrie, Handel, Handwerk und
Dienstleistungsgewerbe förderlich ist,
kommt auch den Freien Berufen zugute.
Steuern und Abgaben zu senken, bürokra-
tische Hemmnisse abzubauen und Geset-
ze und Vorschriften unternehmerfreund-
lich zu gestalten, sind wichtige Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Wirtschafts-
tätigkeit von Unternehmern. So helfen die
inzwischen drei von der Bundesregierung
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initiierten Mittelstandsentlastungsgeset-
ze mit ihren 58 Einzelmaßnahmen auch
den Freien Berufen in besonderer Weise,
ebenso wie die inzwischen sechs von der
Landesregierung initiierten Mittelstands-
pakete mit ihren 42 Einzelmaßnahmen.

den. Um eine ständige Diskussion um eine
Anpassung zu vermeiden, schlagen wir
einen automatischen Anpassungsmecha-
nismus vor.

Ein Steuersystem muss einfach und gerecht
sein. Für uns ist dabei eine merkliche und
dauerhafte Entlastung entscheidend. Ins-
besondere plädieren wir für einen Steuer-
wettbewerb zwischen den Bundesländern.
Wir fordern, dass die Länder bei den Steu-
ern, bei denen sie wie bei der Erbschafts-
steuer alleine die Ertragshoheit haben,
auch die Gesetzgebungshoheit erhalten.

• Geringwertige Wirtschaftsgüter
Bisher können bei Geringwertigen Wirt-
schaftsgütern Anschaffungskosten bis
einschließlich 150,– Euro zuzüglich Um-
satzsteuer in voller Höhe im Anschaf-
fungsjahr steuermindernd als Betriebs-
ausgabe geltend gemacht werden. Wir
wollen, dass diese Anschaffungskosten
bis einschließlich 2.000,– Euro ab dem
1. Januar 2010 geltend gemacht werden
können, um die Konjunktur zusätzlich zu
beleben. Die Poolabschreibung, wonach
selbstständig nutzbare Wirtschaftsgüter,
deren Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten zwar 150,– Euro, aber nicht 1.000,–
Euro übersteigen, je Wirtschaftsjahr in ei-
nen Sammelposten aufzunehmen sind,
der ab dem Jahr der Anschaffung oder
Herstellung gleichmäßig mit jeweils 1/5
abzuschreiben ist, muss als bürokrati-
sches Hemmnis abgeschafft werden.

• Investitionsabzugsbetrag
Als Investitionsabzugsbetrag wird eine
den Gewinn mindernde Rücklage bezeich-
net, die von Unternehmen für Wirt-

Steuerpolitik – Unternehmen entlasten

Bereits in der Mülheimer Erklärung von
September 2008 hat die MIT NRW deut-
lich gemacht: Leistung muss sich wieder
lohnen. Wir begrüßen das Bürgerentlas-
tungsgesetz und die zweite Stufe der
Steuerreform zur Abmilderung der „kal-
ten Progression“. Wir unterstützen die im
Regierungsprogramm 2009 – 2013 darge-
legten Überlegungen von CDU und CSU
zur grundlegenden Tarifreform, die schlei-
chende Steuererhöhungen allein auf-
grund des Tarifverlaufs mildert. Die Abfla-
chung des Mittelstandsbauchs, die Sen-
kung des Eingangssteuersatzes und die
Verschiebung des Höchststeuersatzes
sind der richtige Weg. Wir wollen, dass
schleichende Steuererhöhungen durch
kalte Progression durch regelmäßige An-
passung des Einkommensteuertarifs an
die Kaufkraftentwicklung vermieden wer-
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schaftsgüter gebildet werden kann, die
erst in der Zukunft angeschafft werden.
Diese Rücklage wurde vor 2008 auch als
Ansparabschreibung bezeichnet. Die Ge-
winngrenze wurde im Konjunkturpaket
gegen die Wirtschaftskrise für die Jahre
2009 und 2010 bei Gewinnermittlung
durch Einnahmenüberschussrechnung
von 100.000,– Euro auf 200.000,– Euro
angehoben. Wir wollen, dass diese Ände-
rung nach 2010 fortgeführt wird, um der
Konjunktur weitere Impulse zu geben. Um
die Rahmenbedingungen für die Freien
Berufe in der Wirtschaftskrise richtig zu
setzen, wollen wir, dass diese Grenze
nicht nur unternehmens-, sondern auch
personenbezogen gilt. Denn in der Regel
wird die Gewinngrenze überschritten,
wenn sich Angehörige Freier Berufe in ei-
ner Partnerschaftsgesellschaft zusam-
menschließen.

• Verlustrücktrag
Wirtschaft und Freien Berufen muss die
Möglichkeit gegeben werden, durch die
Wirtschaftskrise entstandene Verluste in
frühere Veranlagungszeiträume zurück-
zutragen. Zurzeit ist der Verlustrücktrag
zeitlich auf ein Jahr begrenzt. Um durch
die Wirtschaftskrise angeschlagene Un-
ternehmen zu stabilisieren, wollen wir,
dass der Verlustrücktrag drei Jahre mög-
lich ist.

• Erbschaftssteuer
Nach der Reform sieht das Erbschafts-
steuerrecht vor, dass die Erbschaftssteu-
er auf Betriebsvermögen innerhalb von
zehn Jahren schrittweise auf Null gesenkt
wird, wenn unter anderem das Einzelun-
ternehmen oder die Personengesellschaft
durch den oder die Erben fortgeführt

wird. Erben von Freiberuflern können von
dieser Regelung nicht profitieren. Praxen,
Apotheken, Büros und Kanzleien können
in den wenigsten Fällen von den Erben
fortgeführt werden, da meistens eine per-
sonengebundene Vorqualifikation zur Zu-
lassung zum Beispiel als Arzt, Apotheker,
Steuerberater oder Rechtsanwalt fehlt.
Damit werden Erben von Freiberuflern
schlechter gestellt als Erben in anderen
Wirtschaftszweigen.

Auch die bewertungsrechtlichen Ände-
rungen beim Betriebsvermögen, nämlich
die Anwendung des sogenannten Ertrags-
wertverfahrens, das unter anderem den
Ertragswert berücksichtigt, also die
Durchschnittsgewinne der letzten drei
Jahre, stellt für die Freien Berufe einen
Nachteil dar. Wurde nach altem Erb-
schaftsrecht betriebliches Vermögen, ba-
sierend auf den Buchwerten der Bilanz,
vermindert um den Freibetrag von
225.000 Euro und einen Abschlag von 35
Prozent als das erbschaftssteuerliche Ver-
mögen berücksichtigt, fließt nun der ori-
ginär geschaffene Firmenwert, also bei
den Freien Berufen der Praxis-, Apothe-
ken-, Büro- oder Kanzleiwert, über den
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Ertragswert in die Betriebsvermögensbe-
wertung ein. Bei Einzelunternehmen und
Personengesellschaften führt dies zu hö-
heren Steuerwerten, ohne dabei zu be-
rücksichtigen, dass der „Firmenwert“ na-
hezu identisch mit der fachlichen und per-
sönlichen Eignung sowie der Reputation
des Freiberuflers ist. Die Abwicklungspra-
xis in den Todesfällen zeigt, dass sich der
Unternehmenswert innerhalb kürzester
Zeit auf Null verflüchtigt. Der Erbe zahlt
also Erbschaftssteuer auf einen Wert, den
es tatsächlich nicht mehr gibt. Spätestens
beim Unternehmensverkauf wird dies of-
fensichtlich.
Wir fordern die Abschaffung der Erb-
schaftssteuer. Als dringende Sofortmaß-
nahme muss aber bei der Erbschaftssteu-
er so nachgebessert werden, dass der per-
sonenabhängige Wert vom Firmenwert
abgetrennt wird.

Verdingungsordnung für freiberufliche
Dienstleistungen (VOF)

Wir wollen, dass sich Politik, Wirtschaft und
Freie Berufe gemeinsam für eine unterneh-
merfreundliche Ausgestaltung von Richtli-
nien und Gesetzen stark machen. Insbeson-
dere wollen wir ein unternehmerfreundli-
ches Vergaberecht. Wir begrüßen daher die
Novellierung der Verdingungsordnung für
freiberufliche Dienstleistungen (VOF), die
Ausschreibung und Vergabe von freiberuf-
lichen Leistungen (meistens Architekten-
oder Ingenieurleistungen) durch öffentli-
che Auftraggeber in Deutschland regelt.
Wir befürworten, dass zur Stärkung des
Wettbewerbs, Aufträge für Dienstleistun-
gen nach VOF europaweit ausgeschrieben
werden müssen. Der Schwellenwert, ab
dem ein europaweites VOF-Verfahren
durchzuführen ist, muss allerdings deutlich

erhöht werden, stehen Aufwand und Nut-
zen bei dem bisherigen Schwellenwert von
206.000,– Euro doch in einem krassen
Missverhältnis zueinander. Die Anzahl aus-
ländischer Teilnehmer liegt bei weniger als
1 %, wobei das Verfahren für öffentliche
Auftraggeber und Teilnehmer an Aus-
schreibungen durchschnittliche Kosten von
90.000,– Euro verursacht. Daher wollen
wir, dass der neue Schwellenwert auf
eine Million Euro festgesetzt wird.

Gebühren- und Honorarordnungen
europakonform modernisieren und
weiterentwickeln

Die Gebührenordnungen der Freien Beru-
fe (HOAI, GOÄ, GOZ usw.) stehen für
Transparenz im Verbraucherschutz bei
der Entstehung und Zusammensetzung
von Honoraransprüchen. Gebührenord-
nungen sind auch Hilfe bei der Bewertung
schwierig bewertbarer geistig-ideeller
Leistungen, bzw. Leistungsanteile. Insoweit
sind Gebühren- und Honorarordnungen zu
erhalten, betriebswirtschaftlich sinnvoll
anzupassen und zu modernisieren. Die
Gebührenordnungen sind im Sinne einer
marktorientierten Preisordnung weiter-
zuentwickeln. Sie sollen den Wettbewerb
fördern, den Bürokratieabbau voranbrin-
gen und sowohl Freiberuflern, wie auch
Kunden mehr Freiraum zur Vertragsge-
staltung geben, so wie dieses gerade bei
der neuen HOAI geschehen ist.

Unternehmensfinanzierung – weiche
Kriterien berücksichtigen

Wettbewerbsfähige Unternehmen stehen
in der Wirtschaftskrise vor großen Heraus-
forderungen. Speziell für kleine und mittle-
re Unternehmen kann die Fremdfinanzie-
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rung bei einzelbetrieblichen Krisen zuneh-
mend schwieriger werden. Den Kreditinsti-
tuten kommt deshalb in der gegenwärtigen
Lage eine besondere Verantwortung zu.
Dort, wo geringes Eigenkapital vorhanden
ist, muss die Kreditwirtschaft ihrer Ver-
pflichtung nachkommen, wettbewerbsfähi-
ge Unternehmen nach einer vernünftigen
und auf die Situation zugeschnittenen Risi-
koprüfung mit den notwendigen finanziel-
len Mitteln zu versorgen.

Im Vergleich zu anderen Wirtschaftszwei-
gen benötigen freiberufliche Büros, Kanz-
leien, Praxen und Apotheken keine Ar-
beits- und Betriebsmittel, die für die Pro-
duktion von Gütern erforderlich sind.
Deshalb können Freiberufler bei einer
Bonitätsprüfung vergleichsweise schlech-
ter dastehen, weil nur wenig an „harten
Sicherheiten“ eingebracht werden kann.
Zukunftsperspektive, Geschäftsstrategie
und Auftraggeberstruktur als immateriel-
le Werte werden oft nicht ausreichend
berücksichtigt. Deshalb wollen wir, dass
Kreditentscheidungen im Bereich der
Freien Berufe verstärkt auch unter Beach-
tung dieser „weicher Kriterien“ getroffen
werden. Scoring- und Ratingverfahren im
Rahmen der Bonitätsprüfung nach Basel II
müssen im Entscheidungsprozess der Kre-
ditinstitute zukünftig eine geringere Rol-
le spielen. Wir wollen, dass Banken, Spar-
kassen und andere Finanzdienstleistungs-
unternehmen die Besonderheiten der
Freien Berufe bei ihren Entscheidungen
über Kreditvergaben stärker beachten.

Geschäftsklimaindex – Frühindikator
für die freiberufliche Wirtschaft

Der NRW.Bank.ifo-Geschäftsklimaindex ist
ein monatlich vom ifo Institut für Wirt-

schaftsforschung erstellter Frühindikator
für die konjunkturelle Entwicklung der ge-
werblichen Wirtschaft in NRW. Darin beur-
teilen die befragten Unternehmen ihre ge-
genwärtige Geschäftslage, ihre Geschäfts-
erwartungen, die Entwicklung der Nachfra-
gesituation und die Entwicklung der Zahl
ihrer Beschäftigten. Dem Index kommt
eine besondere Bedeutung zu. Er ist ein
bewährtes Instrument bei der Prognose
von Trendwenden im Wirtschaftswachs-
tum und er hilft, Konjunkturschwankungen
rechtzeitig entgegenwirken zu können. Ei-
nen vergleichbaren Index bei den Freien
Berufen gibt es nicht. Um unerwünschten
Schwankungen der Konjunktur bei den
Freien Berufen entgegenwirken zu können,
wollen wir einen Geschäftsklimaindex für
die Freien Berufe in NRW.

Auslandsmärkte – Kooperation fördern
und Austausch ermöglichen

Wir sind überzeugt, dass gerade in Krisen-
zeiten Unternehmen an die Weltmärkte
herangeführt werden müssen. NRW profi-
tiert von offenen internationalen Märkten.
Wir wollen, dass freiberufliche Dienstleis-
tungen weltweit intensiv beworben und
gefördert werden. Die Auftragsaquise im
Ausland hängt maßgeblich davon ab, dass
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persönliche Kontakte zu möglichen Inve-
storen aus dem öffentlichen und privaten
Bereich und zu Industrie, Handel, Hand-
werk und Dienstleistungsgewerbe ge-
knüpft werden. Dies ist gerade am Anfang
kosten- und zeitintensiv.

Wir unterstützen die Zuwanderung grün-
dungs- und investitionsfähiger Menschen
aus aller Welt nach NRW. Innovationsfä-
higkeit, Erfolgsorientiertheit und interna-
tionale Erfahrung eingewanderter Bürger
können den Wirtschaftsstandort, den Ar-
beitsmarkt und die Integrationsfähigkeit
in NRW stärken.

Deshalb wollen wir, dass die Instrumente
und Aktivitäten der Außenwirtschaftsför-
derung verstärkt auf die Anforderungen
der Freien Berufe ausgerichtet werden.
Wir wollen, dass die Freien Berufe ver-
mehrt die Möglichkeit erhalten, sich an
Auslandsmessen zu beteiligen. Delegat-
ions- und Unternehmerreisen sollen auf
die Bedürfnisse von Freiberuflern abge-
stimmt werden. Wir wollen, dass den Frei-
en Berufe beim Auf- und Ausbau des Aus-
landsgeschäfts die Instrumente der Au-
ßenwirtschaftsförderung noch bekannter
gemacht werden. In den NRW Landesver-
tretungen in Berlin und Brüssel fordern
wir Kopfstellen als Ansprechpartner für
spezielle Belange auch der Freien Berufe.

b) Innovation – Erfolgstreiber freiberuf-
licher Unternehmen

Wir halten die Weiterentwicklung der
Rahmenbedingungen für eine innovative
Ausrichtung von Wirtschaft und Freien
Berufen für außerordentlich wichtig. Wir
sind der Auffassung, dass das Thema In-
novation auch in Zeiten konjunktureller

Risiken nichts von seiner überragenden
Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit der
Unternehmen verloren hat.

Die Antwort der Landesregierung auf die
Große Anfrage zur Situation der Freien
Berufe in NRW von April 2009 verdeut-
licht unmittelbar die großen Schwierigkei-
ten, die Situation der Freien Berufe durch
zuverlässige und gültige Erkenntnisse zu
beschreiben. Die amtliche Statistik hat
den Strukturwandel dieser Berufe nicht
oder nur sehr bedingt nachvollzogen. Auf
der Forschungsseite liegen zwar eine Viel-
zahl singulärer Studien zu einzelnen Beru-
fen vor, die allerdings konzeptionell nicht
aufeinander abgestimmt sind.

Nicht nur an den Hochschulen, sondern
auch an zahleichen externen Forschungs-
einrichtungen in NRW entstehen die weg-
weisenden Ideen für die Zukunft. Die au-
ßeruniversitären Einrichtungen ergänzen
und verstärken die Forschungsleistungen
in NRW. Wir meinen, dass die Innovati-
onspotenziale der Freien Berufe nur ange-
messen über interdisziplinäre Forschung
aufgeklärt werden können. Wichtige Fel-
der der Innovationspolitik wie Forschung
& Entwicklung, Technologietransfer, Ver-
marktung und Mittelstandsförderung hel-
fen den Freien Berufen dabei nur be-
grenzt. Deshalb wollen wir ein Institut zur
kontinuierlichen, wissenschaftlichen Er-
forschung der Situation der Freien Berufe
in NRW. Starke Potenziale sollen optimal
genutzt werden. Das Institut soll die Lage,
Entwicklung und Probleme der Freien Be-
rufe erforschen. Es leistet damit einen
Beitrag zur Verbesserung der allgemeinen
Rahmenbedingungen der Freien Berufe.
Über Kooperationen mit Hochschulen sol-
len Synergien für die Entwicklung des Ins-
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tituts ebenso wie für die Lehre an den be-
teiligten Hochschulen entstehen.

c) Ausbildung und Durchlässigkeit –
Investitionen in die Zukunft

Freie Berufe kommen einer hohen gesell-
schaftspolitischen Verantwortung nach,
indem sie jungen Menschen Ausbildungs-
plätze in Berufen mit guten Arbeitsmarkt-
perspektiven bieten.

Freiberufliche Apotheken, Büros, Kanzlei-
en und Praxen haben bei der Ausbildungs-
platzvergabe häufig das Problem, dass sie
keine geeigneten Bewerber finden kön-
nen. Oft ist die schulische Vorbildung
mangelhaft, sodass es schwierig ist, qua-
lifizierte Auszubildende zu finden. Wir un-
terstützen daher Reformen der schuli-
schen Bildung, die durch gezielte Förde-
rung Schülern eine bessere Bildung ver-
mitteln und diesen somit Chancen auf
dem Arbeitsmarkt verschaffen. Nur so
kann der Nachwuchsmangel in unseren
Unternehmen behoben werden.

Die Zahnärztekammer Westfalen-Lippe hat
mit ihrem Projekt „Anrechnung beruflich
erworbener Qualifikationen und Kompe-
tenzen in Gesundheitsberufen auf den Ba-
chelorstudiengang Pflege und Gesundheit
(ANKOM)“ einen beachtlichen Beitrag zur
Förderung der Durchlässigkeit zwischen
beruflicher und hochschulischer Bildung
geleistet. Wir begrüßen diese Anstrengung,
mehr Durchlässigkeit zwischen beruflicher
und akademischer Bildung zu ermöglichen.
Vorhandene Bildungswege sollen geöffnet
und durchlässiger gestaltet werden. Wir
begreifen dies als ein bildungspolitisches
Ziel, das den Herausforderungen der Zu-
kunft gerecht wird.

d) Europa – Verbraucherschutz und hohe
Qualität sichern

Die Freien Berufe sind ein Schlüsselsektor
der europäischen Wirtschaft. Sie leisten
einen wichtigen Beitrag zur Realisierung
der Lissabonstrategie.

Auf europäischer Ebene werden die Wei-
chen für umfangreiche Reformen gestellt,
die die Freien Berufe in besonderer Wei-
se betreffen und regulative Besonderhei-
ten einschränken. Die Diskussion um das
richtige Verhältnis zwischen Regulierung
und Liberalisierung hat vor dem Hinter-
grund der Wirtschaftskrise eine neue Di-
mension bekommen. Maßstab der euro-
päischen Politik muss auch hier die Ver-
wirklichung des freien Leistungswettbe-
werbs sein.

Verbraucherschutz und die anerkannt
hohe Qualität der deutschen freiberufli-
chen Dienstleistungen dürfen im europäi-
schen Binnenmarkt nicht auf der Strecke
bleiben. Wir wollen deshalb, dass im euro-
päischen Kontext dafür Sorge getragen
wird, dass die Durchlässigkeit der Gren-
zen nicht zu einem Abbau von Qualitäts-
standards und einem Verlust des Vertrau-
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ens der Verbraucher führt. Leistungs- und
Qualitätswettbewerb sind zu fördern.

e) Selbstverwaltung – transparent im In-
teresse der Auftraggeber

Freie Berufe und Selbstverwaltung als
freiberufliches Organisationsprinzip ge-
hören zusammen. Wir bekennen uns zu
den selbstverwalteten Strukturen der
Freien Berufe durch ein klares Bekenntnis
zur Notwendigkeit und zum Fortbestand
des Kammerwesens in NRW. Auch die
Landesregierung hat dies in der Regie-
rungserklärung vom 13. Juli 2005 deutlich
zum Ausdruck gebracht.

Die politische Unterstützung der selbst-
verwalteten Strukturen der Freien Berufe
ist ein zentrales Element der Politik. Eine
freiheitliche Ordnungspolitik muss auf
starke Selbstverwaltungen setzen. Daher
unterstützen wir die Selbstverwaltung der
Freien Berufe im Rahmen der politischen
Möglichkeiten.

Wir setzen uns daher dafür ein, dass die
Selbstverwaltung im Interesse der Auf-
traggeber geschützt und optimiert wird.
Sie sollte effizient und transparent sein
und sich am Wohl der Gesellschaft orien-
tieren. Damit stellen die selbstverwalte-
ten Strukturen der Freien Berufe ein funk-
tionsfähiges und zukunftsorientiertes und
nicht steuerfinanziertes System dar, das
in der Lage ist, sich den die Freien Berufe
betreffenden äußeren und inneren Verän-
derungen anzupassen.

f) Das Gesundheitswesen zukunftsori-
entiert weiterentwickeln

CDU und CSU machen in ihrem Regie-
rungsprogramm 2009 – 2013 deutlich: Die

Freien Berufe haben entscheidend zum
Erfolg des deutschen Gesundheitswesens
beigetragen. Sie gewährleisten eine pati-
entennahe, humane und fachlich hoch-
wertige medizinische Versorgung nicht
nur in Ballungszentren, sondern auch in
ländlichen Regionen und gewährleisten
so Versorgungssicherheit. Regionalität
statt Zentralismus hat sich in der Gesund-
heitspolitik bewährt.

Wir wollen, dass sich Landesregierung,
freiberufliche Kammern und Verbände für
eine drastische Reduzierung von bürokra-
tischen Vorgaben und Dokumentations-
pflichten auf ein Maß einsetzen, das zur
Abrechnung und Qualitätssicherung un-
abdingbar notwendig ist. Dazu wollen wir
den Dialog mit den im Gesundheitswesen
Tätigen weiter stärken.

Therapiefreiheit, freie Arzt- und Kranken-
hauswahl sowie freie Gesundheitsberufe
gehören für uns zum Kern eines freiheitli-
chen Gesundheitswesens. Niedergelassene
freiberuflich tätige Haus-, Fach- und Zahn-
ärzte sowie Apotheker sind für uns auch in
Zukunft Garanten für eine qualitativ hoch-
wertige, patientennahe Versorgung. Diese
Strukturen gilt es, neben dem Bereich der
stationären Krankenhausversorgung, zu
bewahren und geänderten gesellschaftli-
chen Verhältnissen anzupassen. Der Siche-
rung einer wohnortnahen Versorgung vor
allem in ländlichen Regionen werden wir
besondere Aufmerksamkeit widmen.

Wir wollen, dass medizinische Versor-
gungszentren nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen zugelassen werden. We-
sentlich ist dabei vor allem, dass diese nur
von Ärzten und Krankenhäusern als Trä-
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ger verantwortlich geführt werden. Frei-
beruflich geführte Lösungen sollten dabei
nach unserer Auffassung Vorrang haben.
Eigentümer geführte Apotheken und
strikte Grenzen für den Arzneimittelver-
sandhandel sind unverzichtbare Stützen
für die Arzneimittelsicherheit. Ebenso ist
etwa ein wirksamer Beitrag des Arznei-
mittelversandhandels zur Apothekennot-
dienstversorgung erforderlich, um Wett-
bewerbsverzerrungen durch Belastungs-
ungleichheit zu verhindern.

Wir wollen die Motivation und Leistungs-
bereitschaft in den Gesundheitsberufen
stärken und attraktive Bedingungen auch
in ländlichen Regionen sichern. Ziel ist es,
eine leistungsgerechte, qualitätsorientierte
und besonderen regionalen Rahmenbedin-
gungen Rechnung tragende vertragsärztli-
che Vergütung zu gewährleisten, die die
Besonderheiten der Leistungen der einzel-
nen Arztgruppen berücksichtigt.

Unabdingbar ist für uns auch künftig eine
kollektivvertragliche Regelung zur Sicher-
stellung der medizinischen Versorgung im
ländlichen Raum. Besonderen Qualitätsan-
forderungen genügende hausarztzentrier-
te Versorgung hat für uns dabei eine hohe
Priorität. Einen ebenso hohen Stellenwert
hat für uns in Zukunft aber auch die Erhal-
tung eines breiten Spektrums an freiberuf-
lichen niedergelassenen Fachärzten.

Unverzichtbare Anforderungen an die
Arzneimittelversorgung sind für uns un-
abhängige Information, Beratung und Be-
treuung, Sicherheit und Verfügbarkeit so-
wie Innovation, Vielfalt und Wirtschaft-
lichkeit. Daher wollen wir, dass sich die
Landesregierung dafür einsetzt, Aus-

wüchse im Versandhandel einzudämmen,
den gesetzlichen Rahmen für Rabattver-
träge im Interesse der Wettbewerbs- und
Verbraucherfreundlichkeit zu überarbei-
ten und die Vielzahl der zum Teil gegen-
sätzlichen Instrumentarien zur Preisfin-
dung und -festsetzung auf ihre Wirksam-
keit und Sinnhaftigkeit hin zu überprüfen
und marktkonform weiter zu entwickeln.

g) Kammern und Verbände – auf umfas-
sende Kenntnisse bauen

Gute Politik für Wirtschaft und Freie Be-
rufe ist auf Expertenrat und Hinweise aus
der betrieblichen Praxis angewiesen. Der
enge und regelmäßige Kontakt zu den
Organisationen der Wirtschaft und der
Freien Berufe ist unerlässlich, um auf vor-
handene Herausforderungen reagieren zu
können, Gesetzesvorhaben zu begleiten
und Förderinstrumente auf ihre Wirksam-
keit zu überprüfen.

Die Landesregierung pflegt seit Jahren ei-
nen konstruktiven Austausch mit den
Freien Berufen, um die Probleme der dort
vertretenen Berufszweige zu erörtern und
Lösungskonzepte zu erarbeiten. Wir wol-
len, dass dieser Dialog künftig weiter in-
tensiviert und auch in Form von Spitzen-
gesprächen mit den Freien Berufen insti-
tutionalisiert wird.

Wir wollen, dass Lage und Perspektive der
Freien Berufen in NRW im Rahmen von
Arbeitsgruppensitzungen bewertet wer-
den. Gemeinsam erarbeitete Maßnahmen
und Initiativen zur Stärkung und zum Er-
halt des Fundaments für freiberufliche Tä-
tigkeit in NRW sollen regelmäßig auf ihre
Effektivität überprüft und gegebenenfalls
angepasst oder ergänzt werden.
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Wir wollen, dass bei Gesetzesinitiativen
auf EU-Ebene den Freien Berufen Gehör
verschafft wird. Insbesondere müssen
freiberufliche Belange über die ganze
Breite der europäischen Gesetzgebung
Berücksichtigung finden. Wir wollen, dass
die Landesregierung die Freien Berufe
frühzeitig über entsprechende Gesetzes-
initiativen informiert und sich dafür ein-
setzt, dass Anregungen der Freien Berufe
Eingang in EU-Vorschriften finden.

V. Schlussbemerkung

Wir wollen die Kreativität und die wirt-
schaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten von
Wirtschaft und Freien Berufen in NRW un-
terstützen und bestmöglich fördern.

Wir wollen NRW zum Land der neuen
Chancen machen. Dabei kommen wir gut
voran. Seit 2005 haben die Menschen in
NRW wieder Vertrauen gefasst in ihre ei-
gene Stärke, die Stärke unseres Landes
und die Möglichkeiten, die es ihnen bie-
tet. Die jüngere Vergangenheit zeigt, dass
Politik, Freie Berufe, Handel, Handwerk
und Dienstleistungsgewerbe gemeinsam
mit den Bürgerinnen und Bürger der Kri-
se die Stirn bieten.

Die Freien Berufe sind trotz oder gerade
wegen ihrer Unabhängigkeit in vielen Be-
reichen an Verpflichtungen gebunden, die

wichtige Werte verkörpern, z. B. Integri-
tät, Wahrheit, Ehrlichkeit, Vertrauen, Ach-
tung, Zuverlässigkeit und vor allem Ver-
antwortung. Verantwortung gegenüber
den Kunden, Klienten und Patienten ist
die eine Seite, Verantwortung gegenüber
den Mitarbeitern und der Gesellschaft die
andere.

Die Angehörigen dieser Berufe erbringen
aufgrund besonderer Qualifikation in ei-
gener Verantwortung und fachlicher Wei-
sungsfreiheit Dienstleistungen zum Woh-
le ihrer Kunden, Klienten und Patienten,
aber auch der Allgemeinheit. Ihre Arbeit
ist durch ein besonderes Maß an Verant-
wortungsbereitschaft, Flexibilität, Kreati-
vität und Innovationsfähigkeit gekenn-
zeichnet. Ihre Tätigkeit trägt erheblich zur
Stabilität unserer Gesellschaft bei.

Wir erkennen diese exponierte Stellung der
Freien Berufe an und unterstützen sie mit
einer Politik, die die Belange der Freien Be-
rufe in besonderer Weise berücksichtigt.
Dabei sind die Kammern und Verbände der
Freien Berufe für Politik und Verwaltung in
unserem Bundesland wichtige Partner bei
der Lösung gemeinsamer Aufgaben. Zu
Recht hat die Freiberuflichkeit ihren fest
verankerten Stellenwert in unserer Gesell-
schaftsordnung und unserem Berufsrecht.
Daran wollen wir festhalten.

Verzeichnis der Impressionen der 12. Landesdelegiertenversammlung 2009 in Rheine:

Seite 1: Von links: Der Ministerpräsident Hessens, Roland Koch MdL, Hartmut Schauerte MdB sowie NRW-Wirtschaftsminis-
terin Christa Thoben

Seite 2: Von links: Dr. Thomas Köster, Geschäftsführer NWHT, Dr. Ulrich Erens, Nicole Molinari
Seite 3: Von links: Der Minister für Arbeit, Soziales und Gesundheit NRW, Karl-Josef Laumann MdL, im Gespräch mit Dr. Die-

ter Jasper
Seite 4: Abstimmung im Plenum
Seite 5: Plenarversammlung der Landesdelegierten
Seite 7: Hartmut Schauerte MdB in der Diskussion mit Demonstranten vor der Halle
Seite 9: Hartmut Schauerte MdB (Mitte rechts) überreichte dem Vorsitzenden des Verbandes der Freien Berufe NRW, Hans-

peter Klein, (Mitte links) den Beschluss „Freie Berufe in NRW“. Links: MIT-Geschäftsführer Klaus Gravemann. Rechts:
VFB-Geschäftsführer André Busshuven



Impressum:
MIT NRW
Wasserstraße 5
40213 Düsseldorf
Telefon: 02 11-1 36 00 /-43/-44/-45
Telefax: 02 11-1 36 00 42
info@mit-nrw.de
www.mit-nrw.de

Redaktion:
Klaus Gravemann
(verantwortlich),
Stefan Simmnacher,
Julia Lüdecke

Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf, die Beiträge/die einmalige Spende von unten stehendem Konto

abzubuchen. Die Abbuchung des Mitgliedsbeitrages  erfolgt jährlich. Der Mindestbeitrag  beträgt 7,50 €/Monat. 

■ Selbstständig ■ Nicht Selbstständig ■ CDU-Mitglied

Mein Monatsbeitrag beträgt:

■ 10,00 € * ■ 20,00 € * ■ 30,00 € * ■ sonstiger Betrag

■ Ich möchte eine starke Mittelstands- und Wirtschaftvereinigung in der CDU.

Ich unterstütze deswegen

■ die MIT Nordrhein-Westfalen

■ die MIT im Kreis mit einer Spende von €

Name / Ort des Geldinstituts

BLZ

Kto.-Nr.

Unterschrift des Mitgliedes

Unterschrift des Kreisvorsitzenden

Name / Vorname

Straße / PLZ / Ort

Beruf / Branche

E-Mail

Telefon Fax

Geb.-Datum Eintrittsdatum

* Zutreffendes bitte ankreuzen.

Servicestelle MIT

Sie brauchen Informationen zu aktuellen  politischen Themen?

Sie wollen mehr wissen über die Positionen der Mittelstands- und

Wirtschaftsvereinigung? Sie sind auf der  Suche nach kompetenten

und bekannten  Referenten? Sie brauchen Materialien für  Ihre Ar-

beit vor Ort?

Nutzen Sie die Landesgeschäftsstelle der MIT. Wir möchten Ihnen

gerne und schnell  behilflich sein. Auch im Internet bieten wir viel

Interessantes: www.mit-nrw.de.

A
nt

ra
g 

au
f M

it
gl

ie
ds

ch
af

t i
n 

de
r M

IT
 N

R
W



B
it

t
e

 

a
u

s
r
e

ic
h

e
n

d
 

fr
a

n
k

ie
r
e

n

A
B

SE
N

D
ER

www.mit-nrw.de

Telefon 02 11 / 1 36 00-43

Telefax 02 11 / 1 36 00-42

info@mit-nrw.de

M
IT

T
E

L
S

T
A

N
D

S
- 

U
N

D
 

W
IR

T
S

C
H

A
F

T
S

V
E

R
E

IN
IG

U
N

G
 

D
E

R
 C

D
U

 N
R

W

W
a

s
s
e

r
s
t
r
a

ß
e

 6

4
0

2
13

 D
ü

s
s
e

ld
o

r
f


